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1. In welchem Zustand befindet sich die Abwasserentsorgungsinfrastruktur in NRW, 
und welcher Umfang an Reparatur- und Modernisierungsmaßnahmen ist 
erforderlich? Wo bestehen bürokratische Hindernisse sowohl bei der Instandhaltung 
als auch bei der Modernisierung von Abwassersystemen, und welche 
Herausforderungen sowie Ansätze für Lösungen gibt es in der Netzinfrastruktur? 

 

Zustand der Abwasserinfrastruktur in NRW (hier Köln und Abwassernetzwerk Rheinland) 

- Die Abwasserentsorgungsinfrastruktur im oben genannten Bereich befindet sich 
altersbedingt und strukturell in einem herausfordernden Zustand, ist aber insgesamt 
stabil und funktionsfähig. 

- Rund die Hälfte der öffentlichen Kanalisation ist älter als 40 Jahre. Viele 
Abwasserkanäle wurden in den 1960er–1980er Jahren gebaut. Der natürliche 
Alterungsprozess, Wurzeleinwuchs, Bodenbewegungen und die weiter zunehmenden 
Extremwetterereignisse wirken sich negativ auf den Zustand aus. 

- Rund 15 - 20 Prozent der öffentlichen Kanäle weisen gravierende Schäden der Klassen 
SK 0, SK 1 und SK 2 auf (auf einer Bewertungsskala von SK 0 = schlechtester bis SK 5 = 
bester Zustand), die eine sofortige bis kurzfristige Sanierung erfordern. Weitere 30 - 
40 Prozent sind mittelfristig instandsetzungsbedürftig. 

- Für private (Anschluss)Leitungen besteht nach Schätzungen ein noch größerer 
Sanierungsstau, insbesondere in Wasserschutzgebieten, wo die Dichtheitsprüfung 
verpflichtend eingeführt wurde.  

Quellen:  
MUNV NRW, Entwicklung und Stand der Abwasserbeseitigung in NRW, 2022;  
DWA Zustand der Kanalisation in Deutschland, 2020 

 

Reparatur- und Modernisierungsmaßnahmen 

- Bis 2045 sieht die neueste veröffentlichte Studie von Becker-Büttner-Held im Auftrag 
des VKU einen Investitionsbedarf in die deutsche Wasserwirtschaft von 800 Milliarden 
Euro vor. Davon entfallen 65 Prozent auf die Abwasserentsorgung. Zusätzliche 
Investitionen von 10-15 Prozent der Gesamtsumme sind für die beschleunigte 
Anpassung an den Klimawandel notwendig.  

Quelle: VKU/BBH, Studie zum Investitionsbedarf in der deutschen 
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Abwasserinfrastruktur, 2025 

- Schätzungen gehen von einem finanziellen Aufwand von mehreren Milliarden Euro in 
den kommenden Jahren aus, die landesweit in Reparatur und Modernisierung von 
Abwasseranlagen investiert werden müssen. In Köln liegt der Investitionsbedarf für 
die nächsten Jahre im Bereich Abwasser bei rund 140 Millionen Euro pro Jahr. Neben 
Reinvestitionen in das Kanalnetz sind hierbei Großprojekte wie der Neubau des 
Rheindükers und der notwendige Umbau des Großklärwerks berücksichtigt. Bis 2037 
rechnen wir mit Investitionen in Höhe von 1,5 Milliarden Euro. z.B. 

Technische Maßnahmen wie die Sanierung von Kanälen durch Liner, der Neubau stark 
beschädigter oder hydraulisch zu kleiner Abschnitte, der schrittweise Ersatz von 
Mischwassersystemen durch Trennkanalisationen, die dezentrale Regenwassernutzung, der 
Ausbau von Retentionsräumen oder digital gestützte Betriebsüberwachungssysteme 
(Smart Sewer Systems) sind Beispiele für modernes Assetmanagement der 
Abwasserinfrastrukturen.  

Bürokratische Hindernisse 

- Langwierige Abstimmungsprozesse bei Genehmigungsverfahren, z.B. mit 
Wasserbehörden, Denkmal- und Naturschutz sowie Eigentümerfragen bei privaten 
Leitungen können Maßnahmen verzögern. 

- Häufig sind die Abstimmungen mit den Behörden erfolgreich erfolgt, danach ergeben 
sich aus nicht ersichtlichen Gründen extrem lange Wartezeiten (teilweise über Jahre) 
bis eine wasserrechtliche Genehmigung endgültig ausgestellt wird. 

- Fördermittel von EU, Bund und Ländern sind zwar vorhanden, doch die Antragstellung 
ist komplex und erfordert Personalressourcen, die besonders bei vielen kleinen und 
mittleren Kommunen fehlen. 

- Uneinheitliche Auslegung der rechtlichen Vorgaben, z.B. bei Genehmigungsverfahren 
oder der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser (SüwVO Abw) durch lokale 
Behörden oder Bezirksregierungen können zu Rechtsunsicherheiten bei Betreibern 
und Eigentümern führen. 

 

Herausforderungen in der Netzinfrastruktur 

- Die Zunahme von Starkregen und damit u.U. auch die Verschiebung der statistischen 
Berechnungsgrundlagen erfordern ein Umdenken in der Netzplanung. Die 
bestehenden Systeme sind größtenteils Mischwassersysteme und bringen hohe 
Kosten mit sich, wenn eine Entkopplung zur Trennkanalisation umgesetzt werden soll. 

- Neue Baugebiete führen zu weiteren Flächenversiegelungen und damit zu einer 
Mehrbelastung oder einer Anpassung der Abwassertransportsysteme. 

- Ein sich weiter verschärfender Mangel an Fachkräften und qualifiziertem Personal für 
Planung, Bau und Betrieb der Anlagen verzögern oder verhindern die zeitgerechte 
Umsetzung von Maßnahmen. 

- Eine noch unzureichend etablierte Digitalisierung und Robotik verhindern eine 
effizientere und vorausschauendere Instandhaltung und Steuerung der Systeme. 
Damit kann der Fachkräftemangel also noch nicht ausreichend kompensiert werden. 

- Erneuerung und Sanierung von Infrastruktur beeinträchtigt Bürger:innen und den 
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Straßenverkehr. Die Anzahl an Baustellen oder Kilometerlängen (bundesweit 6.000 
Kilometer pro Jahr 1)) verdeutlicht die Herausforderung.  
1) Quelle: Klaerwerk.info, SEMA (Sanierung von 1 Prozent des Kanalnetzes pro Jahr bei 
insgesamt rund 600.000 Kilometer Kanalnetz in Deutschland) 

 

Lösungsansätze und Perspektiven für die Netzinfrastruktur 

- Senkung der Hürden und Verbesserung der Voraussetzungen für 
Sanierungsmaßnahmen bei Genehmigungen oder Ämterabstimmung z.B. mit 
qualifizierten Anzeigeverfahren mit Genehmigungsfiktion oder digitalen zentralen 
Koordinierungsmöglichkeiten. 

- Bürokratieabbau für die notwendige Bewilligung von Fördermitteln (z.B. durch digitale 
Antragsportale, Pauschal- oder Standardförderbewilligungen, etc.) kann Projekte 
beschleunigen. 

- Zusammenschlüsse kleiner Kommunen zu interkommunalen Kooperationen oder 
Kooperation mit sondergesetzlichen Wasserverbänden können Synergien heben, 
sowie die Effizienz und Fachkompetenz steigern. 

- Innovative Technologien wie z.B. BIM, Smart Grids, Smart Sewer Systems, KI-gestützte 
Wartung, predictive maintenance sowie Konzepte unter dem Stichwort 
„Siedlungswasserwirtschaft 4.0“ bieten große Potenziale. 

- Bürgerbeteiligung: Akzeptanzförderung durch öffentliche Aufklärung, Beratung und 
transparente Beteiligung der Öffentlichkeit bei Infrastrukturprojekten. 

- Motivation, finanzielle Förderung und baurechtliche Vorteile für private Maßnahmen 
im Sinne der blauen-grünen Stadtentwicklung helfen, die Abwasserinfrastruktur stabil 
zu halten. 

- Rechtliche Klarheiten zwischen den lokal zuständigen Behörden im Zusammenhang 
mit Genehmigungsverfahren schaffen.  
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2. Welche Auswirkungen hat der Klimawandel auf die Anforderungen an 
abwassertechnische Anlagen? Inwieweit sind die derzeitigen Systeme zum 
Umgang mit Abwasser und Regenwasser zukünftig noch anwendbar? Wie sollten 
sie gegebenenfalls angepasst oder ergänzt werden? 

 

Der Klimawandel wirkt sich zunehmend auf abwassertechnische Anlagen aus und stellt 
neue Anforderungen an deren Planung, Bau und Betrieb. Die heutigen 
abwassertechnischen Systeme sind angesichts des Klimawandels bereits im normalen 
Bemessungszustand teilweise überfordert und für die Ableitung von Starkregen gänzlich 
ungeeignet Zur Bewältigung dieser Herausforderungen ist ein Paradigmenwechsel im 
Umgang mit Regenwasser erforderlich: in urbanen Räumen sollte Regenwasser als 
Ressource zur Nutzung statt als Abfall zur Entsorgung gesehen werden. Eine Kombination 
aus technischer Nachrüstung, dezentraler Regenwasserbewirtschaftung und intelligenter 
Steuerung ist notwendig, um zukünftige Herausforderungen zu meistern. Besonders 
wichtig sind lokal angepasste Lösungen, da die Auswirkungen des Klimawandels regional 
stark variieren. 

 

Auswirkungen des Klimawandels auf abwassertechnische Anlagen 

a) Zunahme der Intensität und Häufigkeit von Starkregenereignissen 

- Überlastung von Misch- und Trennsystemen mit erhöhter Gefahr für Rückstau und 
Oberflächenüberflutung 

- Vermehrt wild abfließendes Oberflächenwasser mit dem Risiko von Schäden an 
Infrastrukturen und Gebäuden 

- Häufigere Entlastungen an Regenüberläufen mit der Folge von höherer Belastung 
der Umwelt durch abgeschlagenes Regenwasser 

 

b) Längere Trockenperioden bis hin zu Dürren / veränderte Niederschlagsverteilung 

- Temporär geringere Abwassermengen (nur Trockenwetterabfluss) führen zu 
vermehrten Ablagerungen in Kanälen (Schlamm, Fäkalien) mit den Folgen von 
Geruchsbelästigung und Korrosion durch Schwefelwasserstoff. Das führt zu 
erhöhtem Reinigungsaufwand in der Kanalisation und schnellerem Verschleiß der 
Anlagen 

- Niedrigwasser in den Gewässern führen zu freiliegende Auslasskanälen 

- Temporär kann es zu erhöhter Schmutzfracht in den Gewässern durch veränderte 
Spülstöße und verändertem Ablageverhalten im Kanalsystem kommen 

- Eine dauerhafte Veränderung der Niederschlagsverteilung hin zu extremen 
Ereignissen kann zur Verschlechterung der realen Abflussverhältnisse gegenüber 
der Berechnungsbasis bei Auslasskanälen führen (höhere Schmutzfracht durch 
geringere Verdünnung nach langen Trockenperioden, lange anhaltende Abschlage 
und Überlastung der Regenüberläufe bei Starkregen) 

 

c) Anstieg der durchschnittlichen Temperatur 
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- Eine höhere Umgebungstemperatur kann zu Veränderungen im mikrobiologischen 
Gleichgewicht in der Kanalisation und den Kläranlagen führen. Die biologischen 
Prozesse laufen schneller ab, ein erhöhter Sauerstoffbedarf ist wahrscheinlich.  

- Das kann Ausbeute und Qualität der Zusammensetzung bei Klärschlamm und 
Klärgas beeinflussen.  

- Die Effizienz der Abwasserreinigung kann durch steigende Temperaturen 
schwanken, z.B. bei Nitrifikation. 

 

d) Veränderte Bedingungen durch den Einfluss des Klimawandels auf das Einzugsgebiet 
des Rheins 

- Veränderungen bei den Niederschlägen (Starkregen oder Niedrigwasser) 

- verstärkte Schneeschmelze bis zum Abschmelzen der meisten Alpengletscher (in 
wenigen Jahren abgeschlossen) – danach keine Wasserspeisung mehr durch 
Gletscher – weitere Verschärfung der Niedrigwasserfolgen 

- Daraus folgen: Veränderte Bedingungen für die Einleitung von gereinigtem 
Abwasser 

 

Eignung aktueller Systeme für die Zukunft 

a) Mischwassersysteme (Schmutz- und Regenwasser im gleichen System) sind bei 
Starkregen schnell überlastet. Die Umweltbelastung durch Mischwassereinleitungen in 
die Gewässer wird voraussichtlich steigen  
 in ihrer aktuellen Form sind Mischsysteme nur begrenzt zukunftsfähig. 

 

b) Trennsysteme (Schmutz- und Regenwasser getrennt) bieten Vorteile bei der 
Regenwasserbewirtschaftung, da das Regenwasser anders genutzt werden kann und 
nicht automatisch zur Kläranlage geleitet wird. Regenwasserkanäle sind aber bei 
Starkregen ebenfalls verstärkt überlastet, da Starkregen immer die 
Bemessungsabflüsse überschreiten  
 Trennsysteme ist eher zukunftsfähig, müssen aber auch durch Maßnahmen zur 
Speicherung oder zum unschädlichen Abfluss von Regenwasser bei Starkregen flankiert 
werden 

 

c) Zentrale Kläranlagen haben i.d.R. durch langfristige Prognosen eine zukunftsfähige 
Auslegung. Veränderte Zulaufbedingungen (Starkregen, Trockenwetterkonsistenz 
durch Hitzeperioden) können aber unterschiedliche Prozesse der Abwasserannahme in 
den Kläranlagen erforderlich machen.  
 Anpassungen in der Steuerung und der Technik wahrscheinlich 

 

Notwendige Anpassungen und Ergänzungen 

a) Erhöhung der Resilienz von Kläranlagen und variable Prozessführung: robuste, 
nachhaltige Bauweise, flexible Reinigungsstufen, Notstromversorgung und Blackout-
Szenarien, Schutz vor Überflutungen  



   

6 
 

 

b) Dezentralisierung und naturnaher Ausbau des Gesamtsystems „Abwasserbehandlung“ 
im urbanen Raum sollte in „Ressourcennutzung“ von Wasser als wichtigen Helfer 
gegen die Folgen des Klimawandels gesehen werden: Schwammstadt-Methoden 
umsetzen, Regenwasserversickerung, Gründächer, dezentrale Regenwassernutzung, 
Entsiegelung und Begrünung der Stadtflächen (Begünstigung der Verdunstungskühlung 
und Stabilisierung des Mikroklimas in Städten). 

 

c) Ausbau der Regenwasserspeicher: Regenrückhaltebecken oder (unterirdischen) 
Speichern; Mulden-Rigolen-Systeme, Retentionsbodenfilter puffern Spitzenabflüsse ab, 
die dann zeitverzögert abgeleitet werden können und die Anlagen weniger überlasten. 
Die gespeicherten Wasservorräte können zur Versorgung von Stadtgrün bei Dürre 
genutzt werden. 

 

d) Anpassung der Bemessungsgrundlagen: Neue Regenstatistiken und Klimamodelle 
sollten zur Auslegung von Kanälen und Becken herangezogen werden. 

 

e) Digitalisierung und intelligente Steuerung: Zeitaktuelle Tools zur Wetter-Vorhersage, 
KI-gestützte hydrologische Abflussmodelle, Echtzeitmonitoring und dynamische 
Netzsteuerung können Anlagen flexibel auf verschiedene Lagen reagieren lassen. 
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3. Welche praktischen Herausforderungen entstehen unter den veränderten 
Klimabedingungen für die Abwasserwirtschaft insgesamt, wie kann diesen 
begegnet werden? 

 

Aus den klimabedingten Veränderungen ergeben sich eine Reihe von praktischen 
Herausforderungen, die sowohl Planung als auch den Betrieb betreffen, wenn langfristige 
Änderungen an die veränderten Umweltbedingungen umgesetzt werden sollen. 

Praktische Herausforderungen: 

a) Zunahme von Starkregenereignissen führt vermehrt zu Rückstau bis hin zur 
Überlastung von Kanalsystemen 
 Überschwemmungsrisiken in urbanen Gebieten steigt 
 temporäre Gewässerüberlastung durch Abfluss von Starkregen in Gewässer  

 

b) Längere Trockenperioden reduzierte die Abflussmengen in Kanälen  
 Ablagerungen, Geruchsbildung Korrosionsschäden in der Infrastruktur nehmen zu 
 Aufwand zur Sicherstellung der Abflussfunktion erhöht sich 
 Belastung der Gewässer kann steigen 

 

c) Steigende Temperaturen beeinträchtigen die biologischen Prozesse im Kanalnetz und 
in den Kläranlagen 
 pathogene Keime, neue oder andere Bakterienstämme oder sonstige Schädlinge 
können vermehrt auftreten 
 Geruchsprobleme in offenen oder unzureichend abgedeckten Bereichen 
 Erhöhter Sauerstoffbedarf  
 Erhöhter Kühlbedarf von M- & E-technischen Anlagen (Funktionseinschränkungen 
bei Pump- und Rührwerken sowie Belüftern vermeiden) 

 

Lösungsansätze und Anpassungsstrategien (siehe auch Antworten zu Frage 2) 

a) Technische Maßnahmen: 

- Ausbau und Trennung von Misch- und Niederschlagswassersystemen 

- Bau von Rückhaltebecken, Speicherkanälen oder Regenüberlaufbecken 

- Einsatz von digitalen Überwachungs- und Steuerungssystemen  

 

b) Schutz vor Starkregen und Hochwasser 

- individuelle Schutzkonzepte gegen Hochwasser und Starkregen, die technische, 
bauliche und organisatorische Maßnahmen zur Sicherung der Anlagen enthalten 

- Förderung von Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel (z.B. Erstellung von 
Schutzkonzepten für Abwasseranlagen, Sanierungskonzepte für Kanalsysteme und 
Kläranlagen 

 

c) Naturnahe und dezentrale Lösungen: 
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- Förderung von grüner Infrastruktur (z.B. Versickerungsmulden, Gründächer) 

- Entsiegelung von Flächen zur Förderung der Infiltration und zur Stabilisierung des 
Mikroklimas 

- Dezentrales Regenwassermanagement durch Regenwasserspeicher und private 
Zisternen (z.B. „blau-grüne Klimaachse“ in Leichlingen; Förderprogramm in Köln 
„Grün hoch 3“ für die Begrünung von Dach- und Fassadenflächen sowie die 
Wiederbegrünung von versiegelten Flächen) 

 

d) Organisatorisch-strategische Maßnahmen: 

- Anpassung der Bemessungsgrundlagen für Entwässerungssysteme 

- Integration von Klimarisikoanalysen in Planungsprozesse (z.B. 
wasserwirtschaftlicher Fachbeitrag in Bauleitplanungsprozessen in Köln) 

- Kooperationen zwischen Stadtplanung, Wasserwirtschaft und Katastrophenschutz 

 

e) Betriebliche Anpassung: 

- Flexibilisierung des Betriebs von Kläranlagen und Kanalnetzen (z.B. durch 
Verbundsteuerung, Anpassung der Ableitungs- und Klärprozesse bei Hitzewellen) 

- Schulung des Personals für den Umgang mit Extremwettereignissen 

- Notfall-, Black out- und Krisenmanagementpläne 

 

f) Innovative Nutzung von Abwasser 

- Mit der Initiative NRW.Energy4Climate plant NRW, bis 2030 mindestens eine 
Terrawattstunde Wärme pro Jahr aus Abwasser zu gewinnen. Diese Initiative soll 
die klimaneutrale Wärmeversorgung vorantreiben und die Abwasserwirtschaft in 
die Energiewende einbinden 

- Die Stadt Köln wurde 2023 für das Projekt „Wasserrisikocheck“ mit dem Goldenen 
Kanaldeckel der IKT für herausragende Projekte im Bereich der Stadtentwässerung 
ausgezeichnet. Es handelt sich um eine innovative, skalierbare Lösungen durch das 
Einbeziehen der Bewohnerinnen und Bewohner, um den Herausforderungen des 
Klimawandels zu begegnen 
 

g) Rechtliche und gesetzliche Anpassung  

- Rechtliche Rahmenbedingungen schaffen, um die oben genannten Maßnahmen 
über Abwassergebühren finanzieren zu können 

- einheitliche und rechtlich klar definierte Vorgehensweisen bei der Auslegung von 
Vorgaben aus der SüwVO oder aus Genehmigungsverfahren 
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4. Welche Hindernisse bei der Umsetzung notwendiger Maßnahmen sehen Sie? 
Können diese Hindernisse durch Änderungen des technischen Regelwerks oder der 
politischen Rahmenbedingungen beseitigt werden? 

 

Bei der Umsetzung notwendiger Maßnahmen zur Anpassung der Abwasserwirtschaft an 
den Klimawandel gibt es technische, finanzielle, organisatorische und rechtliche 
Hindernisse. Viele ließen sich durch eine Kombination aus technischer Weiterentwicklung, 
klaren rechtlichen Vorgaben und besserer finanzieller Unterstützung überwinden. 
Insbesondere das technische Regelwerk (z.B. DWA-Regelwerk) und die gesetzlichen 
Rahmenbedingungen bieten Potenziale, um Maßnahmen gezielt anzustoßen und zu 
beschleunigen. 

 

Zentrale Hindernisse: 

a) Veraltete Infrastrukturen 

- Viele Kanalsysteme und Kläranlagen basieren auf Bemessungswerten, die vor 
Jahrzehnten ausgelegt worden sind 

- Die bauliche Sanierung und die Anpassung an die veränderten Rahmenbedingungen 
sind technisch komplex und können sehr teuer werden 

 

b) Mangel an Anreizen und rechtlichen Vorgaben 

- Klimaanpassung und Nachhaltigkeit sind vielfach (noch) keine rechtsverbindlichen 
Vorgaben in Bau- oder Planungsgesetzen und können daher oft nicht über den 
Gebührenhaushalt umgesetzt werden 

- Naturnahe Maßnahmen wie z.B. dezentrale Regenwasserversickerung oder die 
Förderung der Biodiversität sind selten durch rechtliche Vorgaben unterstützt 

 

c) Fehlendes Bewusstsein / Akzeptanz 

- In Politik, Verwaltung und Bevölkerung fehlt bei vielen Personen in 
verantwortlichen Positionen das Verständnis für die Dringlichkeit von Maßnahmen, 
da sie meist „nur“ eine langfristige Wirkung entfalten 

- Widerstand gegen zusätzliche Gebühren oder bauliche Veränderungen ist weit 
verbreitet. 

 

d) Fragmentierte Zuständigkeiten 

- Verantwortlichkeiten liegen bei Kommunen, Wasserverbänden, Landesbehörden – 
oft ohne abgestimmte Planung.  

- Wasserbelange werden oft Flussgebietsbezogen betrachtet. Bauordnungen und 
Wassergesetze sind spezifisch für jedes Bundesland geregelt. Das führt zu 
unterschiedlichen Belangen, wenn sich Flusseinzugsgebiete über mehrere 
Bundesländer erstrecken. 

- Fehlende Koordination erschwert ganzheitliche Maßnahmen (z.B. verschiedene 
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Schwammstadt-Konzepte von aneinander angrenzenden Städten können bei 
Bürger:innen Unverständnis auslösen). 

 

 

e) Finanzielle Einschränkungen 

- Viele Kommunen haben begrenzte Haushaltsmittel und keine Priorität auf den 
Wasserthemen. 

- Investitionen in präventive Maßnahmen (z.B. Retentionsräume, Trennsysteme) 
konkurrieren mit kurzfristig dringlicheren Betriebsausgaben. 

 

 

Mögliche Lösungsansätze: 

a) Anpassung der technischen Regelwerke: 

- Aktualisierung von Bemessungsgrundlagen: z.B. durch Berücksichtigung veränderter 
Niederschlagsstatistiken und Extremszenarien. 

- Pflicht zur Trennkanalisation in Neubaugebieten oder Förderung von ROSS, in neuen 
Baugebieten oder gefährdeten Lagen. (ROSS = Ressourcenorientierte 
Sanitärsysteme) 

- Einbindung grüner Infrastruktur in DWA-Regelwerke als gleichwertige Lösung zu den 
geltenden Standards. 

 

b) Politische und gesetzliche Maßnahmen: 

- Verbindliche und aktuelle Klimaanpassungspläne für Städte und Gemeinden. 

- Förderprogramme mit attraktiven Konditionen für Investitionen in klimaresiliente 
Infrastrukturen. 

- Pflichten zur Regenwasserbewirtschaftung für Bauherren (z.B. Retentionsdächer, 
Versickerungspflicht). 

- Anpassung der Gebührenmodelle, um Investitionen planbar und sozial verträglich zu 
finanzieren (z.B. Abwassergebühren dürfen für Mehrausgaben im Sinne von Klima- 
und Umweltschutz ausgegeben werden). 

 

c) Stärkung von Bildung und Kommunikation: 

- Aufklärungskampagnen zur Notwendigkeit von Anpassungsmaßnahmen. 

- Beteiligung der Bürger bei Planung und Umsetzung (z.B. über Mitmachprojekte im 
Regenwassermanagement). 
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5. Welche Entwicklung erwarten Sie bei der Wasserqualität (z. Bsp. Viren, Bakterien, 
Schadstoffe, Nährstoffe, Mikroplastik und Salze) in Abwasser und Fließgewässern 
infolge des Klimawandels, und wie sollte damit umgegangen werden? 

 

Der Klimawandel wirkt sich zunehmend auf die Wasserqualität aus und verstärkt die 
bestehenden Belastungen – etwa durch häufigere Extremereignisse und 
Konzentrationseffekte. Diese Veränderungen betreffen biologische, chemische und 
physikalische Parameter – mit direkten Folgen für Umwelt- und Gesundheitsschutz. Um 
langfristig Wasserressourcen zu schützen, braucht es eine Kombination aus technischen 
Innovationen, besserer Überwachung, Gesetzesanpassungen und einem 
gesellschaftlichen Wandel im Umgang mit dem Wasserkreislauf. 

 

Erwartete Entwicklungen bei der Wasserqualität: 

a) Mikrobiologische Belastung (z.B. Viren, Bakterien, Parasiten) 

- Höhere Temperaturen fördern das Wachstum pathogener Mikroorganismen. 

- Häufigere Starkregenereignisse führen häufiger zu Abschlägen aus 
Mischwassersystemen in Gewässer, inkl. des vermehrten Eintrags von 
Krankheitserregern. 

- Längere Trockenperioden bedeuten weniger Verdünnung in Gewässern → höhere 
Keimkonzentration. 

 

b) Schadstoffe (z.B. Arzneimittel, Industriechemikalien, Kosmetika, Pestizide, Fungizide, 
Herbizide, Düngermittel, Reifen- und Bremsbelag-Abrieb) 

- Hitzewellen und Dürren führen zu temporär weniger Wasser, besonders in Bächen 
und kleinen Flüssen und damit zu Anreicherungseffekten in Gewässern 

- Temporär reduzierte Wassermengen in Gewässern senken die Selbstreinigungskraft. 

- Spirale aus vermehrter Nutzung von Medikamenten (Hitze, Allergien) führt zu noch 
höheren Einträgen in die Gewässer 

 

c) Nährstoffe (z.B. Phosphor, Stickstoff) 

- Wetterextreme fördern zeitlich versetzte, gegenläufige Probleme für die 
Wasserqualität: 

- Erhöhte Einträge durch Starkregen aus Oberflächenabfluss und Landwirtschaft. 

- geringere Verdünnung während Trockenperioden fördern Eutrophierung in den 
Gewässern (Algenblüten) und damit verstärkt Sauerstoffmangel 

 

d) Mikroplastik: 

- Mehr Abrieb durch trockene, heiße Witterung (z.B. Reifen, Bremsen, 
Kunststoffoberflächen) führt zu höherem Eintrag durch Straßenabflüsse bei 
Starkregen. 
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- Veränderte Stabilität von Kunststoffen bei steigenden Wassertemperaturen kann zu 
verändertem Abbauverhalten in der Umwelt beitragen. 
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e) Salze (z.B. Regenentlastungen aus Kanalnetzen, Landwirtschaft, Tausalz) 

- Anstieg der Konzentration durch längere Trockenphasen (die auch im Winter 
vorkommen können) 

- Salze belasten Kläranlagen und können biologische Prozesse stören. 

 

Empfohlene Maßnahmen zum Umgang mit diesen Entwicklungen: 

Viele Maßnahmen erfordern politischen Mut, klare gesetzliche Vorgaben und 
Förderinstrumente, damit Kommunen und Betreiber sie umsetzen können. Gleichzeitig 
sorgen sie langfristig für Einsparungen und geringere Kosten – ökologisch und 
wirtschaftlich – und erhöhen die Resilienz unserer Wasserinfrastruktur. 

 

a) Technische und betriebliche Maßnahmen: 

- Vierte Reinigungsstufe in Kläranlagen (z.B. Aktivkohle- oder Ozonverfahren, neue 
Verfahren) zur Entfernung von Mikroschadstoffen. 

- UV- oder Ozon-Desinfektion zur Reduktion pathogener Keime. 

- Online-Monitoring von Schadstoffen und Keimen zur Frühwarnung. 

- Anpassung der Kläranlagensteuerung bei Hitze oder Starkregen. 

 

b) Integriertes Gewässermanagement: 

- Renaturierung von Gewässern mit Auenflächen zur Erhöhung der Selbstreinigungskraft 
und Abmilderung von Starkregenabflüssen. 

- Schaffung von Pufferzonen und Rückhalteflächen in gering bebauten Gebieten von 
Flüssen zur Minderung von Abflussspitzen 

- Einsatz von Retentionsbodenfiltern und bewachsenen Mulden zur Vorreinigung des 
Regenwassers. 

- Pflicht zur Regenwasserbewirtschaftung in Bebauungsplänen (z.B. Retentionsdächer, 
Mulden-Rigolen-Systeme). 

- Vorgabe zur Entsiegelung von Flächen bei Sanierungen oder Neubauvorhaben. 

- Förderung von Schwammstadtprinzipien durch Bauordnungen und Landesbaugesetze. 

- Verbot oder mindestens Ausbau gesetzlicher Mess- und Meldepflichten für neue 
Schadstoffe (z.B. Antibiotikaresistenzen, Mikroplastik, Hormone). 

- Regelmäßige Veröffentlichung von Gewässerbelastungsdaten (z.B. durch 
Umweltämter) für mehr Transparenz und öffentliche Kontrolle. 

 

c) Regulatorische und gesellschaftliche Maßnahmen, die auf Vorsorge- und 
Verursacherprinzip, Effizienz und die Integration verschiedener Politikfelder zielen 

- Pflicht zur Regenwasserbewirtschaftung vermeidet unkontrollierte Regenabschläge 
aus Mischwassersystemen 

- Verbindliche Klimaanpassungskonzepte bei der Wasserinfrastrukturplanung von 
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Kommunen, Wasserverbänden und bei Betreibern von Abwasseranlagen. 

- Klimarisiken wie z.B. Starkregen und Trockenperioden sollten bei allen Neu- und 
Umbauprojekten berücksichtigt werden. 

- Reduktion von Schadstoffeinträgen an der Quelle z.B. durch Umweltzertifizierungen 
für Arzneimittel oder das Recycling von Altmedikamenten. 

- Kampagnen für den bewussten Umgang mit Medikamenten, Chemikalien und Plastik 
im Alltag. 

- Verbot oder Beschränkung besonders persistenter Stoffe in Industrie, Haushalten und 
Landwirtschaft (z.B. PFAS, Mikroplastikzusätze). 

- Rücknahmepflichten für Medikamentenreste, Farben, Lacke usw. 

- Auflagen zur Behandlung von Straßenabflüssen (z.B. durch Sedimentationsanlagen bei 
Autobahnen und Gewerbegebieten). 
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6. Wie können Kommunen bei der Umsetzung notwendiger Maßnahmen in der 
Abwasserbewirtschaftung noch besser unterstützt werden? 

 

Die Abwasserbewirtschaftung steht angesichts von Klimawandel, alternder Infrastruktur 
und steigenden Umweltanforderungen unter hohem Anpassungsdruck. Besonders 
kleinere Kommunen stoßen dabei auf erhebliche Herausforderungen. Eine gezielte 
Unterstützung auf mehreren Ebenen kann die Handlungsfähigkeit nachhaltig verbessern. 

Ein koordinierter Ansatz aus finanzieller Förderung, Bürokratieabbau, 
Fachkräftesicherung, Innovationsförderung und Kooperation kann die Kommunen 
befähigen, die notwendige Transformation in der Abwasserbewirtschaftung nachhaltig 
und erfolgreich zu bewältigen. 

 
a) Finanzielle Unterstützung: 

Der Investitionsbedarf zur Sanierung und Modernisierung der Abwasserinfrastruktur ist 
hoch. Förderprogramme von Bund und Ländern sind z.T. vorhanden, decken jedoch 
häufig nur einen Teil der tatsächlichen Kosten. 

o Ausweitung bestehender Förderprogramme über die Planungs- und 
Investitionskosten hinaus auf den Betrieb neuer Anlagen, insbesondere für kleinere 
Kommunen. 

o Vereinfachte Antrags- und Abrechnungsverfahren, z.B. Pauschalförderungen oder 
vereinfachte Verwendungsnachweise. 

o Bereitstellung von Startfinanzierungen für innovative Projekte wie Schwammstadt-
Konzepte, dezentrale Regenwasserbewirtschaftung oder Smart Sewer Systems. 

 
b) Bürokratieabbau und schnellere Verfahren: 

Langwierige Genehmigungsprozesse bremsen notwendige Sanierungen oder 
Anpassungen aus. 

o Standardisierung von Genehmigungsanforderungen 
o Einführung digitaler Antragsportale mit standardisierten Verfahren. 
o Einrichtung zentraler Ansprechpersonen für Genehmigungsverfahren („One-Stop-

Shops“) für komplexe Vorhaben. 
 
c) Fachkräftesicherung und Wissenstransfer: 

Der Fachkräftemangel erschwert Planung, Bau und Betrieb der Abwasseranlagen. 

o Ausbau von Qualifizierungs- und Weiterbildungsangeboten für Betriebspersonal und 
Planerinnen/Planer. 

o Unterstützung bei der Gewinnung von Nachwuchskräften, etwa durch Azubi-
Programme oder Kooperationen mit Hochschulen. 

o Bereitstellung von Schulungsmaterialien zu modernen Techniken (z.B. Sensorik, KI-
gestützte Netzüberwachung). 

 
d) Interkommunale Zusammenarbeit: 

Viele Aufgaben in der Abwasserbewirtschaftung lassen sich effizienter bewältigen, wenn 



   

16 
 

Kommunen untereinander oder mit Wasserverbänden kooperieren. 

o Förderung freiwilliger interkommunaler Zusammenschlüsse für Betrieb, Planung oder 
Beschaffung. 

o Unterstützung bei der Schaffung gemeinsamer Dienstleistungszentren oder 
Fachplanungsbüros. 

 
e) Förderung technologischer Innovationen: 

Zukunftsweisende Ansätze wie die Digitalisierung von Entwässerungssystemen (BIM, 
Smart Sewer Systems) oder Innovative Regenwasser- oder Baumanagement (C2C = Cradle 
to Cradle) benötigen Anschubhilfen. 

o Zuschüsse für Pilotprojekte und Modellvorhaben oder Reallabore. 
o Aufbau von Kompetenzzentren für „Siedlungswasserwirtschaft 4.0“. 
o Förderprogramme für die Anwendung neuer Materialien (z.B. korrosionsbeständige 

Werkstoffe, CO2-reduzierter Zement). 
 
f) Stärkung von Planungssicherheit: 

Kommunen benötigen verlässliche rechtliche und finanzielle Rahmenbedingungen. 

o Klare Vorgaben für Klimaschutz und -anpassungsmaßnahmen in der 
Abwasserwirtschaft. 

o Langfristige Förderperspektiven mit planbaren Budgets. 
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7. Wie kann das Land NRW Kommunen und andere Akteure besser dabei 
unterstützen, Fördermittel des Bundes und der EU für Abwasserprojekte zu 
akquirieren? 

 

Herausforderungen bei der Fördermittelakquise 

Förderprogramme auf Bundes- und EU-Ebene sind komplex, setzen viel Expertenwissen 
voraus, sind zeitlich intensiv und verlangen oft umfangreiche Nachweispflichten 

Besonders kleine und mittlere Kommunen verfügen häufig nicht über ausreichende 
personelle oder fachliche Ressourcen, um Fördermittelanträge erfolgreich zu stellen. 
Unterschiedliche Anforderungen und Fristen erschweren die zielgerichtete Antragstellung. 

Unterstützungsmöglichkeiten durch das Land NRW 

1. Zentrale Beratungs- und Servicestellen aufbauen 

o Einrichtung landesweiter Kompetenzzentren oder Beratungsbüros speziell für 
Fördermittelakquise im Bereich Wasserwirtschaft. 

o Unterstützung bei der Antragsformulierung, Prüfung von Förderfähigkeit und 
Erstellung notwendiger Unterlagen. 
 

2. Vereinfachung und Standardisierung von Förderverfahren 

o Abstimmung zwischen Land, Bund und EU auf eine stärkere Vereinheitlichung von 
Antragserfordernissen und Förderbedingungen. 

o Entwicklung standardisierter Antragsformate für häufige und gleiche Projektarten. 
 

3. Schulungen und Fortbildungen anbieten 

o Regelmäßige Workshops und Webinare für Kommunen und Verbände zu neuen 
Förderprogrammen und erfolgreichen Antragsstrategien. 

o Digitale Regeltermin oder „Sprechstunden“ anbieten 
o Inhalte wiederholt vortragen 

 

4. Frühzeitige Information und gezielte Kommunikation 

o Aufbau eines digitalen Informationsportals, das aktuelle Fördermöglichkeiten, Fristen 
und Ansprechpersonen bündelt. 

o Frühzeitige Ankündigung von Förderprogrammen, damit Kommunen Zeit zur 
Vorbereitung haben. 

 

5. Koordination von Gemeinschaftsanträgen und interkommunaler Zusammenarbeit 

o Unterstützung von Kooperationen mehrerer Kommunen, um größere Projekte 
gemeinsam zu beantragen und Skaleneffekte zu nutzen. 

o Informationsbörse aufbauen wo Partner für Kooperationsprojekte gesucht und 
gefunden werden können. 
 

6. Finanzielle Vorfinanzierung oder Überbrückungslösungen 
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o Aufbau von Finanzierungsprogrammen, die Kommunen bei der Vorfinanzierung von 
Projektkosten helfen, solange Fördermittel noch nicht ausgezahlt sind. 
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8. Welche spezifischen Finanzierungsinstrumente halten Sie für notwendig, um die 
Sanierung und den Ausbau der Wasserinfrastrukturen in Zeiten der Klimakrise und 
vor dem Hintergrund der gestiegenen Anforderungen (z. Bsp. durch die Novellierung 
der Kommunalabwasserrichtlinie) langfristig sicherzustellen? Wie kann das 
Verursacherprinzip umgesetzt werden? 

 

Finanzierungsinstrumente zur langfristigen Sicherstellung der Wasserinfrastruktur 

Um die Sanierung und den Ausbau der Wasserinfrastruktur unter den Anforderungen des 
Klimawandels und z.B. KARL sicher zu stellen, könnten folgende Instrumente 
unterstützen: 

- Langfristige Investitionsprogramme der EU oder auf Landes- und Bundesebene – 
gezielt ausgerichtet auf klimabedingte Anpassungsbedarfe und nachhaltige 
Sanierungsmaßnahmen. 

- Zinsgünstige Darlehen mit Tilgungszuschüssen, insbesondere auch für kleine und 
mittlere Kommunen und herausragend nützlichen Ideen. 

- Förderprogramme für Innovationen, z.B. zur Nutzung von Digitalisierung und 
naturinspirierten Lösungen (siehe oben). 

- Finanzielle Anreize für dezentrale Maßnahmen, etwa Zuschüsse für Entsiegelung, 
Pflanzung von Bäumen und Sträuchern, Rückbau von Schotterflächen, 
Versickerungsanlagen, Zisternen oder Dachbegrünungen. 

- Stärkung kommunaler Eigenfinanzierung, etwa durch Anpassung der Gebühren an 
tatsächliche Betriebskosten und Investitionsbedarfe für Klimaschutz und -anpassung. 

 

Umsetzung des Verursacherprinzips 

- Einführung oder Ausbau getrennter Schmutzwassergebühren nach herkömmlicher 
Berechnung für häusliches Schmutzwasser und einen neuen Anteil, der über den 
Handel beim Einkauf wassergefährdender Güter oder Konsumgüter (Kosmetik, 
Chemikalien, Nahrungsergänzungsmittel, hochverarbeitete Lebensmittel, usw.) 
abgeführt wird 

- Industrie und Gewerbe stärker in die Pflicht als Direkt- oder Indirekteinleiter nehmen, 
z.B. durch verschärfte Eigenkontrollpflichten und bei Bedarf höhere 
Abwassergebühren oder Abwasserabgaben. 

- Reduktion von Regenwassergebühren für Grundstückseigentümer, die durch 
Versickerung, Rückhaltung oder Dachbegrünung zur Entlastung beitragen. 

- Integration privater Grundstückseigentümer in das Gesamtsystem der 
Entwässerungsplanung Förderung der wassersensiblen Stadtentwicklung. 
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9. Wie können bei der Umsetzung von Investitionen in die Abwasserinfrastruktur die 
Kapazitäten bei Baufirmen, Planungsbüros und öffentlichen Institutionen, z. Bsp. 
Genehmigungsbehörden effizienter genutzt bzw. erweitert werden? Welche 
Ansatzpunkte sehen Sie hier auf den verschiedenen politischen Ebenen? 

Effizientere Nutzung und Erweiterung der Kapazitäten  

1. Stärkung der Planungskapazitäten 

o Kommunen können Maßnahmen frühzeitige zu Paketen bündeln, um die Planungs- 
und Baukapazitäten effizienter zu nutzen und Ausschreibungen attraktiver zu 
gestalten. 

o Planungs- und Genehmigungsprozesse können standardisiert werden. Durch die 
Entwicklung einheitlicher Muster und Vorlagen für Antragsunterlagen, 
Genehmigungen und Vergabeverfahren können Ressourcen effizienter eingesetzt 
werden. 

o Bildung von interkommunaler Zusammenarbeit, Zweckverbänden oder regionalen 
Kompetenzzentren können Fachwissen bündeln und Planungskapazitäten effizienter 
verteilen. Dem stehen oft lokale Interessen hinsichtlich Verbundenheit und 
Verantwortung lokaler Betreiber gegenüber, die zum Wohle der ganzen Gesellschaft 
sensibel berücksichtig werden sollten. 

 

2. Entlastung und Beschleunigung von Genehmigungsverfahren 

o : Einheitliche Verfahren auf einführten digitalen Genehmigungsplattformen können 
Bearbeitungszeiten reduzieren. 

o Die Einführung verbindlicher Fristen zur Verfahrensbeschleunigung oder eine 
automatische Genehmigung nach Fristablauf bei ausbleibender Entscheidung kann 
Maßnahmen beschleunigen. 

o Insbesondere Schlüsselfunktionen bei Wasserbehörden und Bauaufsichtsämtern 
sollten gezielt durch Personal mit spezifischem Know-how beschleunigt und mit 
erster Priorität (nach)besetzt werden. 
 

3. Sicherung der Baukapazitäten 

o Langfristige Partnerschaften zwischen öffentlichen Auftraggebern und 
Bauunternehmen durch die Vergabe von mittel- bis langfristigen Rahmenverträgen 
bieten Planungssicherheit und helfen, Baukapazitäten gezielt aufzubauen. 

o Der Einsatz neuer Bauverfahren (z.B. grabenlose Sanierung) kann durch Förderung 
von Innovation und Effizienz im Bauwesen Bauzeiten reduzieren und die 
Ressourcenbelastung verringern. 

o Vereinfachte Vergabeverfahren und angepasste Losgrößen ermöglichen auch KMU 
eine Beteiligung an Infrastrukturprojekten. 
 

Politische Ansatzpunkte 

o Förderung interkommunaler Kooperationen und eine konsequente Digitalisierung 
von Antrags- und Vergabeprozessen auf kommunaler Ebene. 

o Einrichtung zentraler Beratungsstellen für Kommunen, Unterstützung beim 
Personalaufbau in Planungs- und Genehmigungsbehörden auf Landesebene. 
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o Anpassung der gesetzlichen Rahmenbedingungen zur Vereinfachung von 
Vergabeverfahren, Bereitstellung zusätzlicher Fördermittel für den Personalaufbau in 
Behörden und zur Digitalisierung der Verwaltung auf Bundesebene. 
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10. Welche Potenziale und Schwierigkeiten sehen Sie beim Ausbau bzw. in der 
Nutzung von Aquathermie in der Abwasserwirtschaft? Welche weiteren 
Möglichkeiten der Energiegewinnung gibt es? Wo sehen Sie NRW bei diesen 
Punkten? 

Potenziale 

o Abwasser verfügt ganzjährig über eine relativ konstante Temperatur und ist daher 
eine zuverlässige und hocheffiziente Wärmequelle. 

o Die Nutzung von Abwasserwärme aus Kanalnetzen kann fossile Energieträger in der 
Wärmeversorgung ersetzen und ist damit ein echter Beitrag zur Dekarbonisierung 

o Da Abwassernetze ohnehin vorhanden sind, kann bestehende Infrastruktur doppelt 
genutzt werden – es sind keine zusätzlichen Flächenversiegelungen erforderlich. 

o Aquathermie wird durch Klimaschutzprogramme auf Bundes- und Landesebene 
unterstützt und finanziell gefördert. 
 

Schwierigkeiten 

o Der Einbau von Wärmetauschern in bestehende Kanalnetze ist technisch 
anspruchsvoll. Der Betrieb muss hydrodynamisch und hygienisch über die gesamte 
Einsatzzeit unbedenklich bleiben. 

o Standortprüfungen, Netzunbedenklichkeit und Genehmigungsvorgaben sind komplex 
und erfordern einen hohen Planungsaufwand. 

o Die Wirtschaftlichkeit von Aquathermie hängt stark von den lokalen Gegebenheiten 
für Abwassermenge, Temperatur und die Nähe zu Wärmeabnehmern ab. 

o Für Wärmetauscher, Wärmepumpen und Verteilnetze sind relativ hohe 
Anfangsinvestitionen erforderlich. 

o Die Abwasserleitungen müssen einen Mindestdurchmesser aufweisen. 
Schwankungen der Abwassermenge durch Trockenperioden oder Starkregenabfluss 
kann die Funktion der Wärmetauscher temporär in unterschiedlicher Ausprägung 
beeinflussen. 

o Die Einsatzpriorität von Abwassernetzen ist die Ableitung von Abwasser und nicht die 
Versorgung mit Wärme. Das kann ggf. zu Zielkonflikten führen und die verschiedenen 
Betriebsaufgaben der doppelten Nutzung erschweren. 
 

Weitere Möglichkeiten der Energiegewinnung in der Abwasserwirtschaft 

o Bei der Ausfaulung von Klärschlamm entsteht Klärgas, bzw. Biogas / Methan, was als 
Strom und Wärme genutzt werden kann. 

o Zur ortsunabhängigen Speicherung kann Klärgas auf Erdgasqualität gereinigt werden 
und ins Erdgasnetz eingespeist werden. 

o Mit der Installation von PV-Anlagen auf Kläranlagenflächen und Gebäuden kann 
zusätzlich Strom erzeugt werden. 

o Die Ausnutzung der Lageenergie von Gefällestrecken kann mit geeigneten Turbinen 
zur Stromerzeugung genutzt werden. 

o Die Abwärme aus Betriebsprozessen kann zurückgewonnen werden. 
o Durch die Steigerung der Energieeffizienz kann Strom und Wärme eingespart werden 

– auch eine Form der Energiegewinnung 
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Standortbestimmung NRW 

o Durch dichte Besiedlung und große Abwassermengen besitzt NRW ein hohes 
Potenzial für Aquathermie, insbesondere in den Ballungsräumen Rheinland und 
Ruhrgebiet. 

o Pilotprojekte und konkrete Umsetzungen sind bereits so lange im Einsatz, dass 
ausreichend Erfahrungswerte zur Skalierung existieren (z.B. Projekte in Köln). 

o Die Landesregierung NRW fördert aktiv Projekte zur Nutzung von Abwasserwärme 
(z.B. im Rahmen der Klimaschutzoffensive und Förderprogramm progres.nrw). 

o Im Bereich Klärgasnutzung ist NRW bundesweit führend, insbesondere bei der 
Eigenversorgung von Kläranlagen mit Energie. 

o Im Bereich Photovoltaik und Digitalisierung bestehen noch Ausbaupotenziale. 
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11. Wie werden sich die Abwassergebühren voraussichtlich entwickeln? Wie kann einer 
Steigerung entgegenwirkt werden? Wie könnten Mieter und Eigentümer bei ggfs. 
übermäßig steigenden Abwassergebühren entlastet werden? 

Entwicklung der Abwassergebühren 

o Die Abwassergebühren steigen tendenziell. Aufgrund des Investitionsbedarfs für 
Instandhaltung, Sanierung, Klimaanpassung und dem Willen, die Umwelt nicht weiter 
negativ zu belasten (z.B. KARL) und steigende Betriebsmittel- und Energiekosten ist 
mit einem deutlichen Anstieg der Abwassergebühren gegenüber dem jetzigen Niveau 
zu rechnen. 

o Der tatsächliche Wert des Wassers wird heute aber schon nicht adäquat abgebildet. 
In Deutschland kostet ein Kubikmeter Trinkwasser inkl. Abwasserbehandlung  auf 
jeden Fall weniger als 10 Euro, auch wenn die Preise regional stark variieren. 
Überschläglich reicht das für Ernährung und Hygiene einer Person für etwa 10 Tage 
aus. Das sind weniger als einen Euro pro Person und Tag für ausreichend Wasser in 
sehr guter Qualität.  Solange es also Defizite bei der Wassergewinnung sowie 
Umwelt- und Klimabelastungen durch die technischen Prozesse der Branche gibt, 
sind die Prozesse der Trinkwassergewinnung und Abwasserbehandlung nicht 
nachhaltig und damit nicht abgeschlossen. Die Finanzierung über die 
Abwassergebühren wäre durch die derzeit sehr günstigen Tarife sehr gut möglich. 
Befragung zeigen regelmäßig, dass die Menschen ihre Wasserkosten gar nicht 
kennen. 

o Innovationen für Digitalisierung, Energiegewinnungssysteme, Prozessoptimierungen, 
sowie die Folgen des Fachkräftemangels, höhere Anforderungen an Überwachung 
und Instandhaltung sind zusätzliche Kostentreiber. 
 

Möglichkeiten zur Begrenzung der Gebührensteigerung 

o Einsatz von Smart Sewer Systems, digitalem Monitoring und vorausschauender 
Instandhaltung (predictive maintenance) zur Reduktion von Betriebs- und 
Instandhaltungskosten steigern die Effizienz im Betrieb. 

o Die risikobasierte Instandhaltungsplanung mit der Fokussierung auf Sanierungen 
nach Dringlichkeit priorisieren die Investitionen. 

o Interkommunale Kooperationen können durch die gemeinsame Nutzung von 
Ressourcen, Personal, Anlagen und IT-Tools zur Reduzierung von Verwaltungskosten 
beitragen. 

o Die Nutzung öffentlicher Förderprogramme und Zuschüsse für 
Investitionsmaßnahmen erreichen, dass die Belastung nicht vollständig auf 
Gebührenzahler umgelegt werden muss. 

o Langfristige Investitionsplanungen mit z.B. Sanierungsfahrplänen mit frühzeitiger 
Gebührenanpassung in kleinen Schritten statt kurzfristiger, sprunghafter Erhöhungen 
können zur Gebührenstabilisierung beitragen. 
 

Entlastung von Mietern und Eigentümern bei stark steigenden Gebühren 

o Die Einführung von Gebührenmodellen mit sozialen Staffelungen können Haushalte 
mit geringem Einkommen entlasten (z.B. Zuschüsse oder Erstattungen analog zu 
Wohngeldregelungen). 
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o Förderprogramme für private Maßnahmen, z.B. durch Zuschüsse für dezentrale 
Regenwasserbewirtschaftung (z.B. Versickerungsanlagen, Gründächer), können 
gleichzeitig die Gebührenbelastung mindern. 

o Möglichkeiten der steuerlichen Absetzbarkeit bestimmter Aufwendungen für 
Maßnahmen zur Entlastung der Abwasserinfrastruktur bringen Entlastungen für 
Bürger:innen. 

o Anreize zur Flächenentsiegelung durch Gebührenreduktionen für 
Entsiegelungsmaßnahmen, um die Niederschlagswassergebühren zu senken. 
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12. Welche Möglichkeiten und Herausforderungen bestehen aktuell bei der 
Wiederverwendung von aufbereitetem Abwasser? Welche weiteren Möglichkeiten 
können Sie sich vorstellen? Wie müsste der rechtliche Rahmen dafür angepasst 
werden? 

Möglichkeiten der Wiederverwendung von aufbereitetem Abwasser 

o Nutzung in der Landwirtschaft, im Gartenbau oder in öffentlichen Grünanlagen zur 
Bewässerung (ggf. inkl. Düngung, wenn Stickstoff und Phosphor nicht gänzlich aus 
dem Abwasser entfernt werden). 

o Nutzung von gereinigtem Abwasser in neuen Gebäuden und Wohngebieten z.B. für 
die Toilettenspülung. 

o Aufbereitetes Abwasser in der Industrie bei Prozessen mit geringeren Anforderungen 
an die Wasserqualität (z.B. Kühlwasser, Reinigungszwecke). 

o Bei der Gewässerunterhaltung durch die gezielte Einspeisung in Oberflächengewässer 
zur Stützung von Niedrigwasserphasen. 

o Verwendung von aufbereitetem Abwasser für Baustellenbewässerung und 
Straßenreinigung in der Bauwirtschaft. 
 

Herausforderungen 

o Die hygienische Sicherheit muss gewährleistet sein, damit die Wiederverwendung 
keine Risiken für Gesundheit und Umwelt (z.B. Keime, Spurenstoffe) verursacht. 

o Notwendigkeit zusätzlicher Aufbereitungsstufen (z.B. Ultrafiltration, UV-
Desinfektion). 

o Zusätzliche Aufbereitung und Verteilinfrastruktur verursachen Kosten, die oft nicht 
durch Einsparungen gedeckt werden können. 

o Skepsis in der Bevölkerung gegenüber der Nutzung von wiederaufbereitetem 
Abwasser, insbesondere im direkten Kontakt, spiegelt die Akzeptanzprobleme in der 
Gesellschaft. 
 

Weitere denkbare Möglichkeiten 

o In Regionen mit Wasserknappheit kann langfristig eine Aufbereitung bis zur 
Trinkwasserqualität (Direct Potable Reuse) technisch realisiert werden, derzeit sind 
diese Verfahren aber in Deutschland noch nicht etabliert. 

o Die Kombination von Wasserwiederverwendung mit der Rückgewinnung von 
Phosphor oder Biogas auf Kläranlagen sorgen für die Energie- und 
Nährstoffrückgewinnung. 

o Der Einsatz von aufbereitetem Abwasser zur Kühlung urbaner Räume (z.B. 
Verdunstungskühlung) stabilisiert das städtische Mikroklima.  
 

Anpassungsbedarf im rechtlichen Rahmen 

o Die Umsetzung der EU-Verordnung 2020/741 über Mindestanforderungen für die 
Wasserwiederverwendung sollte mit klaren nationalen Vorgaben in nationales Recht 
umgesetzt werden.  

o Standardisierte, vereinfachte Genehmigungsverfahren für den Einsatz von 
gereinigtem Abwasser und klare Zuständigkeiten bei Genehmigungen würden den 
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Einsatz entsprechender Anlagen fördern. 
o Klare Zuordnung der Verantwortung für Wasserqualität und Betrieb der 

Wiederverwendungssysteme würden die Haftungsfragen regeln. 
o Förderprogramme für Pilotprojekte und die Unterstützung innovativer Vorhaben zur 

Wasserwiederverwendung durch Bund und Länder motivieren.  



   

28 
 

13. Welche technologischen Möglichkeiten gibt es für die Kreislaufführung industriell 
geführten Wassers? Welche Hindernisse sehen Sie bei der Implementierung? Wie 
könnte man diese beheben? 

Technologische Möglichkeiten zur Kreislaufführung industriell genutzten Wassers 

o Der Rückhaltung von Mikroschadstoffen durch Membranverfahren (z.B. 
Umkehrosmose, Nanofiltration) mit anschließender Rückführung von Wasser in den 
Produktionsprozess. 

o Die Entfernung von Mikroschadstoffen durch physikalisch-chemische Verfahren (z.B. 
Fällung, Flotation, Ionenaustausch) zur Wiederverwendung des Wassers. 

o Die Reinigung organisch stark belasteter Abwässer mit biologischen 
Aufbereitungssystemen (z.B. MBR – Membranbioreaktoren). 

o Kombinierte Systeme für besonders hohe Wasserqualitätsanforderungen. (z.B. 
Mehrstufenaufbereitung mit Vorreinigung, Membranfiltration und UV-Desinfektion). 

o Mehrfache Nutzung von Wasser in abgestuften Qualitätskaskaden innerhalb eines 
Betriebes (z.B. zuerst Prozesswasser, dann Kühlwasser). 

o Insbesondere in sehr wasserarmen Regionen kann das Wasser vollständig in die 
Kreisläufe zurückgeführt werden, nur feste Rückstände bleiben übrig (Zero Liquid 
Discharge – ZLD-Systeme) 
 

Hindernisse bei der Implementierung 

o Insbesondere Membran- und ZLD-Systeme haben hohe Investitions-, Energie- und 
Betriebskosten. Es bleiben hochkonzentrierte Schadstoffe übrig, die meist als 
Sondermüll teuer entsorgt werden müssen. 

o Verschiedene Produktionsschritte benötigen Wasser in unterschiedlicher Menge und 
haben komplexe Anforderungen an die Wasserqualität, was aufwendige 
Aufbereitung nötig macht. 

o Die Verfahren haben hohe technische Aufwände und oft einen sehr hohen 
Energieverbrauch insbesondere bei Umkehrosmose oder thermischen Verfahren. 

o Zusätzliche Anlagen zur Wasseraufbereitung benötigen Platz, der in bestehenden 
Industrieanlagen oft begrenzt ist. 

o Anforderungen an die Wasserqualität bei interner Wiederverwendung sind oft 
rechtlich nicht klar geregelt und führen zu Unsicherheiten. 

o Skepsis innerhalb von Betrieben gegenüber der Qualität und Prozesssicherheit auf 
der Betriebsseite führen zu Akzeptanzproblemen. 
 

Behebung der Hindernisse 

o Die gezielte finanzielle Unterstützung durch Förderprogramme für die 
Kreislaufschließung durch Wasser-ReUse-Projekten in der Industrie begrenzt das 
unternehmerische Risiko. 

o Investitionsförderung durch steuerliche Anreize oder Abschreibungsvergünstigungen 
für Wasseraufbereitungstechnologien können ebenfalls motivieren. 

o Die Erarbeitung einheitlicher Qualitätsstandards und eine klare Definition von 
Wasserqualitäten für unterschiedliche industrielle Anwendungen (z.B. über DIN/EN-
Normen) haben insgesamt gesehen einen kostensparenden Effekt. 

o Die Förderung von Pilotprojekten und Reallaboren in der Forschung und Entwicklung 
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können die Entwicklung effizienterer, energieärmerer Verfahren beschleunigen. 
o Der Aufbau von Kompetenzzentren, die Unternehmen bei 

Wasseraufbereitungsanlagen beraten und besonders kleine und mittlere 
Unternehmen bei der Analyse, Finanzierung und Umsetzung 
Wasserwiederverwendung unterstützen. 

o Die Berücksichtigung von industriellen Wasserwiederverwendung sollte gezielt in die 
Wasserstrategie des Landes und in die regionalen Konzepte der 
Wasserwirtschaftspläne integriert werden. 
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14. Welche Auswirkungen hat der Klimawandel auf abwasserwirtschaftliche 
Anforderungen an Unternehmen? Wie wirkt sich dies auf den Wirtschaftsstandort 
NRW aus? Wie kann diesen Herausforderungen und möglichen Nutzungskonflikten 
praxisnah begegnet werden? 

Auswirkungen des Klimawandels auf abwasserwirtschaftliche Anforderungen 

o Durch die Zunahme von Extremwetterereignissen (Starkregen, Hochwasser) müssen 
auch Unternehmen ihre Entwässerungskonzepte anpassen. Rückstausicherung und 
Überflutungsschutz gewinnen an Bedeutung. 

o Bei längeren Trockenperioden kann die Wasserverfügbarkeit sinken, was strengere 
Auflagen für die Entnahme, Nutzung und Einleitung von Wasser nach sich ziehen 
kann (z.B. Mindestwasserführung in Gewässern). 

o Durch die steigenden Umgebungstemperaturen können sich biologische Prozesse in 
betriebseigenen Abwasserbehandlungsanlagen verändern (z.B. beschleunigte 
biologische Aktivität, Geruchsprobleme). 

o Klimawandelbedingte Anforderungen (z.B. verschärfte Einleitbedingungen bei 
Niedrigwasser) erhöhen die Anforderungen an die betriebliche Abwasserbehandlung 
und werden strengere gesetzliche Vorgaben zur Folge haben müssen. 
 

Auswirkungen auf den Wirtschaftsstandort NRW 

o Unternehmen werden vermehrt in Überflutungsschutz, Wasserrückhalt, 
Abwasserbehandlung und resilientere Infrastrukturen investieren müssen. 

o Regionen mit gesicherter Wasserverfügbarkeit und leistungsfähiger Infrastruktur 
werden für Unternehmen zunehmend wichtiger und attraktiver. 

o Die Konkurrenz um Wasserressourcen werden zunehmend Nutzungskonflikte 
zwischen Industrie, Landwirtschaft, Trinkwasserversorgung und Ökologie nach sich 
ziehen und können die Standortbedingungen verändern. 
 

Praxisnahe Ansätze zur Bewältigung der Herausforderungen 

o Unternehmen sollten individuelle betriebliche Anpassungsstrategien gegen die 
Gefahren durch Starkregen und Niedrigwasser für die Betriebsstandorte konzipieren. 

o Unternehmen können durch interne Wasseraufbereitung und Wiederverwendung die 
Kreislaufwirtschaft stärken und so die Abhängigkeiten von der 
Frischwasserverfügbarkeit reduzieren. 

o Planungen für neue Standorte sollten gezielt klimarobust unter Berücksichtigung von 
Klimarisiken (z.B. Überflutungsgefahr, Wasserverfügbarkeit) ausgewählt werden. 

o Kooperationen auf regionaler Ebene und die Abstimmung zwischen Industrie, 
Kommunen und Wasserwirtschaft zur gemeinsamen Bewirtschaftung von 
Wasserressourcen senken die Risiken für alle Beteiligten. 

o Die Förderung und Beratung durch den Ausbau öffentlicher Angebote für die 
Erstellung betrieblicher Klimaanpassungsstrategien dient einer effizienten und 
standardisierten Umsetzung in der Region. 

o Die Nutzung digitaler Systeme, z.B. ein Echtzeitmonitoring von Wetterlagen und 
hydrologischen Abflüssen, erkennt Risiken frühzeitig, so dass Maßnahmen schnell 
eingeleitet werden können.  
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15. Welche Forschungsbedarfe sehen Sie in der Wasserforschung in NRW? Wie 
können die Rahmenbedingungen verbessert werden? Wie kann der Transfer von 
Forschungsergebnissen in die Praxis verbessert werden? 

Forschungsbedarfe in der Wasserforschung in NRW 

o Die Anpassung der Wasserinfrastruktur an den Klimawandel macht die Entwicklung 
neuer Bemessungsgrundlagen für Entwässerungssysteme notwendig und bedarf 
innovativer Schutzkonzepte gegen Starkregen und Hochwasser im urbanen Bestand. 

o Die Wiederverwendung von Abwasser kann effizienter gelingen, wenn bei 
Aufbereitungstechnologien, Hygienesicherung und für Standards unterschiedlicher 
Nutzungspfade (Landwirtschaft, Industrie, urbane Systeme) geforscht wird. 

o Ein hoher Forschungsbedarf liegt in der Digitalisierung und Automatisierung der 
Systeme zur Echtzeitüberwachung und -simulation, bei der dynamischen Steuerung 
von Kanalnetzen im Zusammenspiel mit Kläranlagen oder bei der KI-gestützten 
Instandhaltungs- und Betriebsoptimierung von Abwassersystemen. 

o Im Sinne der Kreislaufwirtschaft und Ressourcenschonung wird die Nährstoff- und 
Energierückgewinnung (z.B. Phosphorrecycling, Energie aus Abwasser) immer 
wichtiger. Die Bereitstellung von Grundlagenforschung würde voraussichtlich viele 
k.o.- Probeprojekte verhindern – derzeit ist es der Abwasserwirtschaft überlassen 
Wertstoffe wie z.B. Phosphor zurück zu gewinnen. Die Bereitstellung von Ressourcen 
und Möglichkeiten auf Landes-, Bundes- oder sogar EU-Ebene wären insgesamt 
betrachtet sicherlich zielführender. 

o Weiterentwicklung von Verfahren zur Entfernung von Mikroverunreinigungen (z.B. 
Arzneimittelrückstände, Mikroplastik) aus dem Abwasser. Materialforschung auf der 
Produktentwicklungsseite für Ersatzprodukte und Rohstoffe, die in angemessenen 
Zeiträumen natürlich abgebaut werden und keinen Schaden in Flora und Fauna 
verursachen.  

o Forschung zu Nutzungskonflikten mit dem Ziel einer integrierten 
Wasserbewirtschaftung für Trinkwasserversorgung, Industrie und Ökologie, 
insbesondere bei veränderten Niederschlagsmustern, ist wichtig für die 
gesellschaftliche Akzeptanz. 
 

Verbesserung der Rahmenbedingungen 

o eine Einschätzung der Fördergeber hinsichtlich möglicher Verbesserungen auf 
Antragstellerseite wäre für die Verfahrensabwicklung hilfreich.  

o Planungssicherheit für Hochschulen, Institute und Unternehmen durch mehrjährige, 
themenspezifische Förderlinien und langfristige Förderprogramme. 

o Gezielte Ausschreibungen für praxisnahe Forschungsprojekte (z.B. Reallabore, 
Pilotprojekte) zur besseren Verzahnung von Forschung, Planung und Betriebspraxis. 

o Stärkere interdisziplinäre Ansätze durch die Verknüpfung von Wasserforschung mit 
Stadtentwicklung, Energie- und Klimaforschung. 

o Erhöhung der Sichtbarkeit und Attraktivität durch gezielte Unterstützung junger 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im Bereich Wasserforschung (z.B. 
Stipendienprogramme, Forschungscluster). 

o Existierende Förderprogramme nicht oft unterfinanziert und zeitlich befristet. 
Dementsprechend werden oftmals Maßnahmen mit einer gewissen Planungsreife 
zurückgehalten, um es dann eigentlich verspätet über ein Förderprogramm 
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realisieren zu können. 
 

Verbesserung des Transfers von Forschungsergebnissen in die Praxis 

o Verstärkte Zusammenarbeit zwischen Forschungseinrichtungen und kommunalen 
Unternehmen durch die frühe Einbindung der kommunalen Wasserwirtschaft in 
Forschungsprojekte als Partner und Pilotanwender. 

o Förderung von Pilot- und Demonstrationsprojekten durch eine frühzeitige Erprobung 
von Forschungsergebnissen unter realen Bedingungen. 

o Vereinfachter Zugang zu Forschungsergebnissen durch den Aufbau zentraler 
Wissensplattformen und eine verständliche Aufbereitung für die unternehmerische 
und kommunale Praxis. 

o Aufbau regionaler Innovationsnetzwerke durch digitale Plattformen, auf denen 
Kommunen, Betreiber, Unternehmen und Wissenschaftler:innen direkt 
zusammenarbeiten können. 
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16. Welche Potenziale und Schwierigkeiten sehen Sie bei der Rückgewinnung von 
Rohstoffen aus Abwasser? Wo sehen Sie Chancen und Risiken für NRW bei diesen 
Punkten? 

Potenziale der Rohstoffrückgewinnung aus Abwasser 

o Die Phosphorrückgewinnung ist in Deutschland ab 2029 für größere Kläranlagen 
verpflichtend. Phosphor ist nicht substituierbar und deshalb ein kritischer 
Düngemittel-Rohstoff für die Landwirtschaft. Phosphor kann z.B. aus Klärschlamm 
oder Klärschlammasche gewonnen werden. 

o Die Rückgewinnung von Stickstoffverbindungen als Düngemittel durch Ammoniak-
Stripping. 

o Im Sinne der Kreislaufwirtschaft könnte Abwasser und Klärschlamm durch den 
Reichtum an Nähstoffen (Kohlenstoff, Phosphor, Stickstoff, Kalium, etc.) direkt als 
Dünger genutzt werden, da es kostengünstig ist und die Bodenstruktur im Gegensatz 
zu Kunstdüngern verbessert. Leider sind die Belastungen mit Schwermetallen, 
Keimen, Mikroschadstoffen und Mikroplastik meist zu hoch, so dass eine 
Landwirtschaftliche Nutzung ausgeschlossen ist. 

o Die Vergärung von Klärschlamm erzeugt Klärgas bzw. klimaneutrales Biogas, was für 
die Erzeugung von Strom und Wärme in BHKWs zur Eigennutzung oder zur 
Einspeisung in öffentliche Gas- oder Stromnetze genutzt werden kann. 

o Zudem beschäftigen sich Forschungsprojekte mit der Rückgewinnung von 
Edelmetallen (Gold, Silber, Platin, Palladium) und anderen Wertstoffen aus Abwasser 
und Klärschlamm, auch wenn die Konzentrationen sehr gering sind. 
 

Schwierigkeiten bei der Rohstoffrückgewinnung 

o Rückgewinnungsverfahren haben einen hohen technischen Aufwand, sind oft 
energieintensiv und sehr komplex in der Nutzung weiterer Chemikalien. 

o Aktuell sind die meisten Verfahren ohne zusätzliche Förderung oder durch noch zu 
geringe Rohstoffpreise nicht wirtschaftlich bzw. kostendeckend. 

o Rohstoffe aus Abwasser müssen hohen Reinheits- und Sicherheitsanforderungen 
genügen, um als Düngemittel oder Industrie-Rohstoff akzeptiert oder anerkannt zu 
werden. 

o Zulassungsverfahren für Recyclingdünger sind aufgrund ihres geringen Marktanteils 
regulatorisch noch eher unsicher und komplex. Im Zuge der Kreislaufwirtschaft und 
nachhaltigen Landwirtschaft werden sie aber zukünftig an Bedeutung gewinnen. 
 

Chancen für NRW 

o NRW verfügt über zahlreiche forschungsstarke Einrichtungen und innovative 
Betreiber, die Verfahren zur Rohstoffrückgewinnung entwickeln und testen können – 
NRW könnte die Technologieführerschaft für eine echte Kreislaufwirtschaft beim 
Abwasser anstreben. 

o Der Aufbau neuer Wertschöpfungsketten, die Stärkung der Kreislaufwirtschaft und 
die Energiewende bieten wirtschaftliche Chancen, insbesondere im Bereich 
Düngemittel und erneuerbare Energieträger. 

o NRW-Kläranlagen erfüllen die gesetzlichen Vorgaben und sind in der Regel bereits gut 
auf die Phosphorrückgewinnung ab 2029 vorbereitet. 
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Risiken für NRW 

o Besonders kleinere Betreiber könnten mit den notwendigen Investitionskosten für 
Rückgewinnungsanlagen überfordert sein. 

o Noch nicht alle Rückgewinnungsverfahren sind technologisch ausgereift oder gar 
marktreif. Viele sind rein bilanzwirtschaftlich betrachtet nicht tragfähig. 

o Absatzmärkte für recycelte Rohstoffe (z.B. Recycling-Phosphatdünger) müssen 
geschaffen oder gestärkt werden. 
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17. Welche digitalen Instrumente können bei der Abwasserbewirtschaftung 
eingesetzt werden? Welche Grundlagen (rechtliche, technologische und 
personelle Ressourcen) müssen dafür geschaffen werden? 

Digitale Instrumente in der Abwasserbewirtschaftung 

o Die Echtzeitüberwachung von Kanalnetzen und Pumpwerken zur Optimierung des 
Betriebs und zur frühzeitigen Erkennung von Störungen können über Smart Sewer 
Systems umgesetzt werden. 

o Instrumente für eine KI-gestützte vorausschauende Instandhaltung der Infrastruktur 
auf Basis von Sensordaten (z.B. für Kanalnetze und Kläranlagen) werden unter dem 
Begriff Predictive Maintenance zusammengefasst. 

o Wetterdaten, hydrologische Daten und eine belastungsabhängige Steuerung von 
Rückhalte- und Ableitungssystemen zur Vermeidung von Überlastungen sind die Basis 
für Systeme zur dynamischen Netzsteuerung. 

o Erfassung, Verwaltung und Analyse von Infrastrukturdaten zur Planung und 
Instandhaltung werden digital über Geoinformationssysteme (GIS) ermöglicht. 

o Virtuelle Abbildungen der Abwasserinfrastruktur zur Sanierungs- und 
Neubauplanung, zur Simulation von Betriebszuständen, Wartungsvorgängen und 
Extremwetterszenarien werden über sogenannte digitale Zwillinge, der 
Weiterentwicklung des BIM (Building Information Modeling) realisiert. 

o Digitale Tools sind für eine automatisierte Berichterstattung und Dokumentation 
unverzichtbar geworden, um gesetzlich erforderliche Berichtspflichten oder 
Benchmarks (z.B. Eigenkontrollverordnung, CSRD, Taxonomie) erfüllen zu können. 
 

Rechtliche Grundlagen 

o Der Umgang mit Betriebs- und Sensordaten muss konform der DSGVO 
(Datenschutzgrund-VO) geregelt sein. 

o Digitale Eigenkontrollberichte oder Wartungsnachweise müssen die geltenden 
Regelungen zur Anerkennung durch die Aufsichtsbehörden (Integrität, Authentizität, 
Nachvollziehbarkeit und Aufbewahrungspflicht) erfüllen.  

o Die Verankerung digitaler Anforderungen in technischen Regelwerken, z.B. durch die 
Anpassung des DWA-Regelwerkes ist noch nicht gänzlich abgeschlossen. 
 

Technologische Grundlagen 

o Es ist eine flächendeckende Infrastruktur für Datenerfassung und -verarbeitung durch 
die Ausstattung der Kanalnetze und Kläranlagen mit Sensorik, IoT-Geräten und 
sicherer Datenübertragung erforderlich. 

o Die Systeme verschiedener Hersteller müssen soweit standardisiert sein, oder über 
standardisierte Schnittstellen verfügen, dass die Kompatibilität der Systeme 
gewährleistet ist und eine Interaktion zwischen den Systemen möglich sind. 

o Die IT-Sicherheit muss durch den Schutz der Systeme gegen Cyberangriffe und den 
Aufbau sicherer IT-Architekturen (kritische Infrastruktur gewährleistet sein. 
 

Personelle Ressourcen 

o Qualifikation, Ausbildung und Weiterbildung von Fachpersonal im Bereich IT-



   

36 
 

gestützter Anlagensteuerung, Datenanalyse und Netzmanagement muss 
gewährleistet sein. 

o Hilfreich ist der Aufbau interdisziplinärer Teams durch die Kombination von 
Fachkräften der Wasserwirtschaft mit IT- und Datenmanagement-Spezialisten und 
Experten für Betriebstechnik in Ingenieurbüros, kommunalen Unternehmen und 
Aussichtsbehörden. 

o Zur flächendeckenden digitalen Umsetzung müssen neue Berufsbilder gefördert 
werden, z.B. eine Fachkraft für digitale Infrastrukturen in der Wasserwirtschaft. 
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18. Können Sie uns „beste Beispiele aus der Praxis“ benennen? Woran machen Sie 
dies fest? 

Beste Beispiele aus der Praxis in der Abwasserbewirtschaftung 

1. Köln – Neubau Rheindüker und Digitalisierungskonzept 

Kombination klassischer Großprojekte (Neubau Rheindüker) mit einer schrittweisen 
Einführung von Smart Sewer Systems für das Stadtentwässerungsnetz. 
 Technische Innovation, Berücksichtigung von Klimarisiken (z.B. Hochwasser), 
Integration von Digitalisierung in Betrieb und Überwachung. 
 

2. Emschergenossenschaft/Lippeverband – Umbau der Emscherregion 

Flächendeckende Umwandlung der Emscher, über die bis zur Umsetzung des 
Projektes  Abwasser offen abgeleitet wurde, in ein sauberes naturnahes Gewässer 
mit modernem unterirdisches Kanalsystem. 
 Verbindung von technischer Infrastrukturmodernisierung mit ökologischer 
Aufwertung, Beispiel für großflächige Umsetzungsfähigkeit und dem Nutzen von 
langfristiger Planung. 
 

3. Stadt Leichlingen – Blau-Grüne Klimaachse 

Schaffung dezentraler Regenwasserbewirtschaftung mit Mulden, Zisternen zur 
Entlastung der Kanalisation und Überflutungsvorsorge bei Starkregen. 
 Innovative, kosteneffiziente Umsetzung von Klimaanpassungsmaßnahmen im 
städtischen Raum unter Einbeziehung der Bevölkerung. 
 

4. Köln und Düsseldorf – Nutzung von Abwasserwärme aus Kanalnetzen oder BHKW-
Abwärme als Fernwärmeversorgung. 

Einige Städte in NRW haben sich der Initiative „Abwasserwärme in NRW“ 
angeschlossen und den möglichen Einsatz von Wärmetauschern in 
Abwassersystemen zur Beheizung von Wohnquartieren in die verpflichtende 
kommunale Wärmeplanung aufgenommen. 
 Technische Realisierbarkeit, Beitrag zur Energiewende und Reduzierung von CO₂-
Emissionen. 
 

Kriterien zur Feststellung guter Praxisbeispiele 

o Einführung von Prozessen oder Verfahren, die den Betrieb und die Effizienz durch 
innovative Technologien verbessern. 

o Berücksichtigung von Risiken durch den Klimawandel wie Starkregen, Trockenzeiten 
oder Hochwasser in der Planung und Umsetzung. 

o Die Beispiele sollten das Potenzial zur Skalierung haben, ähnliche Lösungen auch in 
anderen Kommunen oder Regionen einzusetzen. 

o Die Beispiele sollten wirtschaftlich und betriebssicher sein, nachhaltig finanziert und 
dauerhaft funktionsfähig. 

o Die Akzeptanz und Integration der Öffentlichkeit in Planung und Umsetzung sollte 
durch wirksame Bürgerbeteiligung sichergestellt sein. 


